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INHALT

AUFSÄTZE

61 Deutschland schützt seine Kinder

(Dr. Thomas Meysen)

110 Buchbesprechung/Buchanzeigen/Aktuelle Ergänzungslieferungen

62 Jugendberufshilfe an der Schnittstelle SGB II/III – SGB VIII
Heiko Bennewitz/Diana Eschelbach

68 Anmerkungen zum Zuständigkeitswechsel
nach § 86 Abs. 6 SGB VIII

Peter Frings

IV DIJuF-Notizen

V Pinnwand

VI Impressum

71 Die Stellung der Sozialpädagogischen Familienhilfe im
Gesamtgefüge der Kinder- und Jugendhilfe

Christina-Maria Leeb/Martin Weber

FACHPOLITISCHE STELLUNGNAHMEN/BERICHTE

75 Stellungnahme der DGAB zur inhaltlichen Umsetzung
von Vorgaben der Gendiagnostik-Kommission und

hieraus folgende Akkreditierungsregeln für

Abstammungsgutachten

Deutsche Gesellschaft für Abstammungsbegutachtung
(DGAB), Institut für Blutgruppenserologie und Genetik,
Hamburg

EINBANDDECKEN

für DAS JUGENDAMT, 86. Jg 2013 (sowie für frühere Jahrgänge) können zum Preis von
6,20 EUR (zzgl Versandkosten und MwSt) in der DIJuF-Geschäftsstelle bezogen werden.

Beilagenhinweis: Diesem Heft liegt (für die Ausgaben des südlichen Bundesgebiets) eine Beilage der Stiftung zum
Wohl des Kindes, Holzminden, bei. Wir bitten um freundliche Beachtung.
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INHALT

DIJUF-RECHTSGUTACHTEN

RECHTSPRECHUNG

Abstammungsrecht
88 BVerfG 17.12.2013, 1 BvL 6/10

Regelungen zur behördlichen Vaterschaftsanfech-
tung sind nichtig

89 BVerfG 04.12.2013, 1 BvR 1154/10
Beschränkte Möglichkeiten der Vaterschaftsanfech-
tung für den biologischen Vater verfassungsgemäß;
Nichtannahmebeschluss

Kinder- und Jugendhilferecht
90 OVG NW 11.10.2013, 12 A 1590/13

Beurteilungsspielraum des Jugendamts bei Geeig-
netheit und Erforderlichkeit der Hilfe; keine An-
wendbarkeit des § 35a Abs. 1a SGB VIII im Rah-
men von Hilfe für junge Volljährige nach § 41
SGB VIII

91 VG München 19.06.2013, M 18 K 12.4143
Pflicht des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe
zur vollen Bedarfsdeckung; Unzulässigkeit der
Gewährung eines bloßen Zuschusses; kein Mehr-
kostenvorbehalt bei fehlender Unterbreitung von
(zumutbaren) Alternativangeboten durch das
Jugendamt

94 OVG NW 19.12.2013, 12 A 391/13
Pflicht zur regelmäßigen Weitergewährung einer
Hilfe für junge Volljährige mit seelischer Behinde-
rung bis Vollendung des 27. Lebensjahrs

Beistandschaftsrecht
78 Führung von Beistandschaften; nachträglich einge-

richtete zweite Beistandschaft für ein weiteres Kind
des Unterhaltspflichtigen mit einer anderen Mutter;
zur Frage der amtsinternen Zuständigkeit (Führung
beider Beistandschaften durch dieselbe Sachbear-
beiterin?)

Kinder- und Jugendhilferecht
79 Rechtsweg bei Geltendmachung eines Bereiche-

rungsanspruchs aus öffentlich-rechtlichem Vertrag
(§ 40 VwGO)

80 Einkommensberechnung bei der Zumutbarkeitsprü-
fung nach § 90 Abs. 3 und 4 SGB XII iVm § 82

97 OVG ST 03.12.2013, 4 L 41/13
Erlaubnispflicht nach § 45 Abs. 1 SGB VIII für
Mutter/Vater-Kind-Einrichtungen; gemeinsame
Wohnformen für Mütter/Väter und Kinder nach
§ 34 SGB VIII

99 VG Leipzig 19.09.2013, 5 K 40/12
Anforderungen an die Ermessensentscheidung über
eine Förderung freier Träger nach § 74 SGB VIII,
wenn im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel
nicht alle Maßnahmen gefördert werden können

Rehabilitationsrecht
104 BVerwG 18.10.2012, 5 C 15.11

Heilpädagogische Reittherapie als Leistung nach
§ 35a SGB VIII auch für Kinder und Jugendliche
im schulpflichtigen Alter

Sozialleistungsrecht
106 VG Würzburg 19.09.2013, W 3 K 12.444

Pflicht zur Übernahme der Kosten für einen Gebär-
dendolmetscher zur Sicherstellung der Einbeziehung
der gehörlosen Eltern eines hörenden Kindes im Rah-
men von Hilfen zur Erziehung (hier: Erziehung in
einer Tagesgruppe nach § 32 SGB VIII)

Unterhaltsvorschussrecht
109 VG Göttingen 17.12.2013, 2 A 601/13

Zur rechtsmissbräuchlichen Inanspruchnahme von
UVG-Leistungen

SGB XII; Berücksichtigung von Arbeitslosengeld II
als Einkommen

81 Einordnung der intensiven sozialpädagogischen
Einzelbetreuung nach § 35 SGB VIII als vollsta-
tionäre Hilfe iSd § 91 Abs. 1 SGB VIII

84 Zur Frage der Abzugsfähigkeit der Rückzahlungs-
verpflichtungen eines Darlehens bei der Berech-
nung des Einkommens zur Ermittlung der Höhe
der Kostenbeteiligung

Unterhaltsrecht
86 Zwangsvollstreckung wegen Unterhaltsforderungen

Hier: Pfändungsprivileg des § 850d ZPO auch für
Vollstreckungsbescheide?


